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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Ausnahmen von der Besteuerung Ausnahmen von der Besteuerung 

§ 3. (1) Von der Besteuerung sind ausgenommen: § 3. (1) Von der Besteuerung sind ausgenommen: 

 1. a) und b) …  1. a) und b) … 

2. unentgeltliche Erwerbe von Vermögen gemäß lit. a, wenn ein 
Grunderwerbsteuertatbestand verwirklicht wird und die Steuer nach § 4 Abs. 2 
Z 1 oder Z 4 zu berechnen ist, nach Maßgabe der lit. b und c bis zu einem Wert 
von 365 000 Euro (Freibetrag), sofern der Erwerber eine natürliche Person ist und 
der Übergeber im Falle einer Zuwendung unter Lebenden das 55. Lebensjahr 
vollendet hat oder wegen körperlicher oder geistiger Behinderung in einem 
Ausmaß erwerbsunfähig ist, dass er nicht in der Lage ist, seinen Betrieb 
fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Gesellschafter verbundenen 
Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Das Vorliegen der 
Erwerbsunfähigkeit wegen körperlicher oder geistiger Behinderung ist auf 
Grundlage eines vom Steuerpflichtigen beizubringenden medizinischen 
Gutachtens eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es liegt eine medizinische 
Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen zuständigen 
Sozialversicherungsträger vor. 

 2. Erwerbe von Vermögen gemäß lit. a, wenn ein 
Grunderwerbsteuertatbestand verwirklicht wird und die Steuer nach § 4 
Abs. 2 Z 1 lit. a oder b oder Z 2 lit. a oder b zu berechnen ist, nach 
Maßgabe der lit. b und c bis zu einem Wert von 365 000 Euro 
(Freibetrag), sofern der Erwerber eine natürliche Person ist und der 
Übergeber im Falle einer Zuwendung unter Lebenden das 55. Lebensjahr 
vollendet hat oder wegen körperlicher oder geistiger Behinderung in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig ist, dass er nicht in der Lage ist, seinen 
Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Gesellschafter 
verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Ein 
unentgeltlicher Erwerb liegt vor, wenn eine Gegenleistung nicht 
vorhanden oder nicht zu ermitteln ist oder die Gegenleistung für den 
Erwerb eines land- und forstwirtschaftlichen Grundstückes (§ 4 Abs. 2 
Z 2) geringer ist als der einfache Einheitswert des Grundstückes, im 
Übrigen geringer ist als der dreifache Einheitswert des Grundstückes 
oder 30% des gemeinen Wertes des Gundstückes, wenn dieser 
nachgewiesen wird. Das Vorliegen der Erwerbsunfähigkeit wegen 
körperlicher oder geistiger Behinderung ist auf Grundlage eines vom 
Steuerpflichtigen beizubringenden medizinischen Gutachtens eines 
allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu 
beurteilen, es sei denn, es liegt eine medizinische Beurteilung durch den 
für den Steuerpflichtigen zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 a) bis f) …  a) bis f) … 

 3. bis 6. …  3. bis 6. … 

 7. Erwerbe eines Grundstückes unter Lebenden durch den Ehegatten oder 
eingetragenen Partner unmittelbar zum Zwecke der gleichteiligen 
Anschaffung oder Errichtung einer Wohnstätte mit höchstens 150 m² 
Wohnnutzfläche zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses der 

 7. Erwerbe eines Grundstückes unter Lebenden durch den Ehegatten oder 
eingetragenen Partner unmittelbar zum Zwecke der gleichteiligen 
Anschaffung oder Errichtung einer Wohnstätte mit höchstens 150 m² 
Wohnnutzfläche zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ehegatten oder eingetragenen Partner, wenn die Steuer nach § 4 Abs. 2 
Z 1 zu berechnen ist. Die Steuerbefreiung tritt außer Kraft, wenn diese 
Wohnstätte nicht unter Aufgabe der Rechte an der bisherigen 
Ehewohnung oder der gemeinsamen Wohnung der eingetragenen Partner 
innerhalb von drei Monaten ab Übergabe zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses bezogen und ohne Änderung der 
Eigentumsverhältnisse weitere fünf Jahre benützt wird; wird die 
Wohnstätte erst errichtet, muss die Benutzung zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses innerhalb von drei Monaten ab 
Fertigstellung, längstens jedoch innerhalb von acht Jahren nach 
vertraglicher Begründung des Miteigentums – bei schon bestehendem, 
nicht nach dieser Bestimmung steuerfrei erworbenem Miteigentum ab 
Einreichung des Ansuchens um Erteilung der Baubewilligung – erfolgen; 
Umstände, die zur Nacherhebung der Steuer führen, sind innerhalb eines 
Monats nach ihrem Eintritt dem Finanzamt anzuzeigen, 

Ehegatten oder eingetragenen Partner, wenn die Steuer nach § 4 Abs. 2 
Z 1 lit. a zu berechnen ist. Die Steuerbefreiung tritt außer Kraft, wenn 
diese Wohnstätte nicht unter Aufgabe der Rechte an der bisherigen 
Ehewohnung oder der gemeinsamen Wohnung der eingetragenen Partner 
innerhalb von drei Monaten ab Übergabe zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses bezogen und ohne Änderung der 
Eigentumsverhältnisse weitere fünf Jahre benützt wird; wird die 
Wohnstätte erst errichtet, muss die Benutzung zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses innerhalb von drei Monaten ab 
Fertigstellung, längstens jedoch innerhalb von acht Jahren nach 
vertraglicher Begründung des Miteigentums – bei schon bestehendem, 
nicht nach dieser Bestimmung steuerfrei erworbenem Miteigentum ab 
Einreichung des Ansuchens um Erteilung der Baubewilligung – erfolgen; 
Umstände, die zur Nacherhebung der Steuer führen, sind innerhalb eines 
Monats nach ihrem Eintritt dem Finanzamt anzuzeigen, 

 8. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 112/2011)  8. der Erwerb eines Grundstückes infolge eines behördlichen Eingriffs oder 
aufgrund eines Rechtsgeschäftes zur Vermeidung eines solchen 
nachweisbar unmittelbar drohenden Eingriffs, 

 9. Zuwendungen öffentlich rechtlicher Körperschaften, wenn die Steuer 
nach § 4 Abs. 2 Z 1 zu berechnen ist. 

 9. Zuwendungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften. 

(2) … (2) … 

Art der Berechnung Art der Berechnung 

§ 4. (1) Die Steuer ist vom Wert der Gegenleistung zu berechnen. § 4. (1) Die Steuer ist vom Wert der Gegenleistung (§ 5) zu berechnen. 

(2) Die Steuer ist vom Wert des Grundstückes zu berechnen, (2) Abweichend von Abs. 1 gilt Folgendes: 

 1. wenn eine Gegenleistung nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist oder 
die Gegenleistung geringer ist als der Wert des Grundstückes, 

 1. Bei den nachstehend angeführten begünstigten Erwerbsvorgängen ist die 
Steuer vom Dreifachen des Einheitswertes (§ 6), maximal jedoch von 
30% des gemeinen Wertes, wenn dieser nachgewiesen wird, zu 
berechnen: 

  a) bei Übertragung eines Grundstückes an den in § 7 Abs. 1 Z 1 und 2 
angeführten Personenkreis; 

  b) bei Erwerb eines Grundstückes durch Erbanfall, durch Vermächtnis 
oder in Erfüllung eines Pflichtteilsanspruches, wenn die Leistung an 
Erfüllungs Statt vor Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens 
vereinbart wird, durch den in § 7 Abs. 1 Z 1 und 2 angeführten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Personenkreis; 

  c) wenn alle Anteile einer Gesellschaft vereinigt werden oder alle 
Anteile einer Gesellschaft übergehen; das gleiche gilt bei den 
entsprechenden schuldrechtlichen Geschäften. 

 2. wenn ein land- und forstwirtschaftliches Grundstück an den Ehegatten, 
den eingetragenen Partner, einen Elternteil, ein Kind, ein Enkelkind, ein 
Stiefkind, ein Wahlkind oder ein Schwiegerkind des Übergebers zur 
weiteren Bewirtschaftung gegen Sicherung des Lebensunterhaltes des 
Übergebers überlassen wird, 

 2. Bei den nachstehend angeführten Erwerbsvorgängen betreffend land-und 
forstwirtschaftliche Grundstücke ist die Steuer vom Einheitswert (§ 6) zu 
berechnen: 

  a) bei Übertragung eines Grundstückes an den in § 7 Abs. 1 Z 1 und 2 
angeführten Personenkreis; 

  b) bei Erwerb eines Grundstückes durch Erbanfall, durch Vermächtnis 
oder in Erfüllung eines Pflichtteilsanspruches, wenn die Leistung an 
Erfüllungs Statt vor Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens 
vereinbart wird, durch den in § 7 Abs. 1 Z 1 und 2 angeführten 
Personenkreis; 

  c) wenn alle Anteile einer Gesellschaft vereinigt werden oder alle 
Anteile einer Gesellschaft übergehen; das gleiche gilt bei den 
entsprechenden schuldrechtlichen Geschäften; 

  d) bei Erwerb eines Grundstückes auf Grund einer Umgründung im 
Sinne des Umgründungssteuergesetzes. 

 3. wenn alle Anteile einer Gesellschaft vereinigt werden oder alle Anteile 
einer Gesellschaft übergehen. Das gleiche gilt bei den entsprechenden 
schuldrechtlichen Geschäften. 

 3. Die Steuer ist – abgesehen von Z 1 und 2 – vom gemeinen Wert zu 
berechnen: 

  a) wenn eine Gegenleistung nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist 
oder die Gegenleistung geringer ist als der gemeine Wert des 
Grundstückes; 

  b) beim Erwerb durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder in Erfüllung 
eines Pflichtteilsanspruches, wenn die Leistung an Erfüllungs Statt vor 
Beendigung des Abhandlungsverfahrens vereinbart wird. 

 4. beim Erwerb durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder in Erfüllung eines 
Pflichtteilsanspruches, wenn die Leistung an Erfüllungs Statt vor 
Beendigung des Abhandlungsverfahrens vereinbart wird. 

 4. Bei einem Tauschvertrag, der für jeden Vertragsteil den Anspruch auf 
Übereignung eines Grundstückes begründet, ist die Steuer sowohl vom 
Wert der Leistung des einen als auch vom Wert der Leistung des anderen 
Vertragsteiles zu berechnen. 

(3) Bei einem Tauschvertrag, der für jeden Vertragsteil den Anspruch auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Übereignung eines Grundstückes begründet, ist die Steuer sowohl vom Werte der 
Leistung des einen als auch vom Werte der Leistung des anderen Vertragsteiles 
zu berechnen. 

Wert des Grundstückes Einheitswert 

§ 6. (1) Als Wert des Grundstückes ist § 6. (1) Maßgebend ist der Einheitswert, der auf den dem Erwerbsvorgang 
unmittelbar vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt festgestellt ist. 

 a) im Falle des § 4 Abs. 2 Z 2 der Einheitswert anzusetzen, wenn das 
Grundstück, das Gegenstand des Erwerbsvorganges ist, eine 
wirtschaftliche Einheit (Untereinheit) bildet. Maßgebend ist der 
Einheitswert, der auf den dem Erwerbsvorgang unmittelbar 
vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt festgestellt ist, im Übrigen 

 

 b) das Dreifache des Einheitswertes (lit. a) anzusetzen. Wird von einem 
Steuerschuldner nachgewiesen, dass der gemeine Wert des 
Grundstückes im Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld geringer 
ist als das Dreifache des Einheitswertes, ist der nachgewiesene 
gemeine Wert maßgebend. 

 

(2) Bildet das Grundstück, das Gegenstand des Erwerbsvorganges ist, einen 
Teil einer wirtschaftlichen Einheit (Untereinheit), für die ein Einheitswert 
festgestellt ist, so ist als Wert das Dreifache des auf das Grundstück entfallenden 
Teilbetrages des Einheitswertes anzusetzen; im Falle des § 4 Abs. 2 Z 2 ist der 
entsprechende Teilbetrag des Einheitswertes anzusetzen. Der Teilbetrag ist unter 
sinngemäßer Anwendung der Grundsätze, die für die Zerlegung der Einheitswerte 
gelten, zu ermitteln. 

(2) Bildet das Grundstück, das Gegenstand des Erwerbsvorganges ist, einen 
Teil einer wirtschaftlichen Einheit (Untereinheit), für die ein Einheitswert 
festgestellt ist, so ist als Wert der entsprechende Teilbetrag des Einheitswertes 
anzusetzen. Der Teilbetrag ist unter sinngemäßer Anwendung der Grundsätze, die 
für die Zerlegung der Einheitswerte gelten, zu ermitteln. 

(3) Haben sich in den Fällen der Abs. 1 und 2 die Verhältnisse zwischen 
dem unmittelbar vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt und dem Zeitpunkt 
des Erwerbsvorganges (Stichtag) dergestalt geändert, dass nach den Vorschriften 
des Bewertungsgesetzes die Voraussetzungen für eine Wertfortschreibung oder 
eine Artfortschreibung oder spätestens durch den Erwerbsvorgang die 
Voraussetzungen für eine Nachfeststellung gegeben sind, so ist auf den Zeitpunkt 
des Erwerbsvorganges (Stichtag) ein besonderer Einheitswert unter sinngemäßer 
Anwendung der Grundsätze für Fortschreibungen oder Nachfeststellungen zu 
ermitteln; in den Fällen des Abs. 2 aber nur dann, wenn sich die Wertabweichung 
auch auf den Teil der wirtschaftlichen Einheit erstreckt. Wird ein besonderer 
Einheitswert ermittelt, ist – abgesehen vom Fall des § 4 Abs. 2 Z 2 – das 
Dreifache des besonderen Einheitswertes (Teilbetrages des besonderen 

(3) Haben sich die Verhältnisse zwischen dem unmittelbar 
vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt und dem Zeitpunkt des 
Erwerbsvorganges (Stichtag) dergestalt geändert, dass nach den Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes die Voraussetzungen für eine Wertfortschreibung oder eine 
Artfortschreibung oder spätestens durch den Erwerbsvorgang die 
Voraussetzungen für eine Nachfeststellung gegeben sind, so ist auf den Zeitpunkt 
des Erwerbsvorganges (Stichtag) ein besonderer Einheitswert unter sinngemäßer 
Anwendung der Grundsätze für Fortschreibungen oder Nachfeststellungen zu 
ermitteln; in den Fällen des Abs. 2 aber nur dann, wenn sich die Wertabweichung 
auch auf den Teil der wirtschaftlichen Einheit erstreckt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einheitswertes) anzusetzen. 

Steuersatz Steuersatz 

§ 7. (1) Die Steuer beträgt beim Erwerb von Grundstücken: § 7. (1) Die Steuer beträgt beim Erwerb von Grundstücken: 
 1. durch den Ehegatten, den eingetragenen Partner, einen 

Elternteil, ein Kind, ein Enkelkind, ein Stiefkind, ein 
Wahlkind oder ein Schwiegerkind des Übergebers ........................... 2 v.H., 

 1. durch den Ehegatten, den eingetragenen Partner, den 
Lebensgefährten, sofern die Lebensgefährten einen 
gemeinsamen Hauptwohnsitz haben oder hatten, einen 
Elternteil, ein Kind, ein Enkelkind, ein Stiefkind, ein 
Wahlkind oder ein Schwiegerkind des Übergebers  .......................... 2 v.H.: 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Beim Erwerb von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken, wenn die Steuer 
nach § 4 Abs. 2 Z 1 oder Z 4 zu berechnen ist, ermäßigt sich diese um höchstens 
110 Euro. Diese Ermäßigung steht innerhalb von zehn Jahren einmalig zu, wenn 
zwischen denselben Personen mehrere derartige Erwerbe von land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken erfolgen. 

 

(2) Beim Erwerb durch eine privatrechtliche Stiftung oder durch eine damit 
vergleichbare Vermögensmasse erhöht sich in den Fällen des § 4 Abs. 1 und 
Abs. 2 Z 1 und 4 die Steuer gemäß Abs. 1 um 2,5% der jeweiligen 
Bemessungsgrundlage (Stiftungseingangssteueräquivalent). Dies gilt nur, wenn 
der Wert der Gegenleistung geringer ist als der halbe gemeine Wert des 
Grundstückes (§ 10 BewG). 

(2) Beim Erwerb durch eine privatrechtliche Stiftung oder durch eine damit 
vergleichbare Vermögensmasse erhöht sich in den Fällen des § 4 Abs. 1 und 
Abs. 2 Z 3 und 4 die Steuer gemäß Abs. 1 um 2,5% der jeweiligen 
Bemessungsgrundlage (Stiftungseingangssteueräquivalent). Dies gilt nur, wenn 
der Wert der Gegenleistung geringer ist als der halbe gemeine Wert des 
Grundstückes (§ 10 BewG). 

Steuerschuld Steuerschuld 

§ 8. (1) bis (3) … § 8. (1) bis (3) … 
 

(4) Bei Erwerben durch Erbanfall entsteht die Steuerschuld mit der 
Rechtskraft des Beschlusses über die Einantwortung und bei Erwerben durch 
Vermächtnis mit Bestätigung des Verlassenschaftsgerichts gemäß § 182 Abs. 3 
Außerstreitgesetz, BGBl. I Nr. 111/2003, in der jeweils geltenden Fassung. 

Selbstberechnungserklärung Selbstberechnungserklärung 

§ 12. Der Parteienvertreter ist befugt, gegenüber dem Grundbuchsgericht je 
Erwerbsvorgang zu erklären, dass eine Selbstberechnung gemäß § 11 
vorgenommen worden ist und die Grunderwerbsteuer gemäß § 13 abgeführt wird. 
Die Erklärung, dass eine Selbstberechnung gemäß § 11 vorgenommen worden ist, 
muss auch dann abgegeben werden, wenn keine Grunderwerbsteuer anfällt; von 
dieser Verpflichtung sind nur Erwerbsvorgänge gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 lit b 

§ 12. Der Parteienvertreter ist befugt, gegenüber dem Grundbuchsgericht je 
Erwerbsvorgang elektronisch zu erklären, dass eine Selbstberechnung gemäß § 11 
vorgenommen worden ist und die Grunderwerbsteuer sowie die 
Eintragungsgebühr nach dem Gerichtsgebührengesetz – GGG, BGBl. 
Nr. 501/1984 in der jeweils geltenden Fassung, soweit das GGG die gemeinsame 
Entrichtung mit der Grunderwerbsteuer vorsieht, gemäß § 13 abgeführt werden. 

101 der B
eilagen X

X
V

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

5 von 7

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  6 von 7 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ausgenommen. Die nähere Regelung betreffend die Form, den Inhalt und den elektronischen 

Übermittlungsweg der Selbstberechnungserklärung wird einer Verordnung des 
Bundesministers für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Justiz vorbehalten. 

Erhebung der Steuer bei Selbstberechnung Erhebung der Steuer bei Selbstberechnung 

§ 13. (1) Parteienvertreter haben für Erwerbsvorgänge, für die sie eine 
Selbstberechnung vornehmen, spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den 
Kalendermonat (Anmeldungszeitraum), in dem die Selbstberechnung erfolgt, 
zweitfolgenden Kalendermonats eine Anmeldung über die selbst berechneten 
Erwerbsvorgänge beim Finanzamt vorzulegen. Die Selbstberechnung und 
Anmeldung hat elektronisch zu erfolgen. Ist über einen der in der elektronischen 
Anmeldung enthaltenen Erwerbsvorgänge eine Urkunde errichtet worden, die in 
ein durch Bundesgesetz vorgesehenes Urkundenarchiv aufgenommen wurde, so 
ist der Abgabenbehörde der Zugriffscode zu dieser Urkunde bekannt zu geben. 
Die Abgabenbehörden sind berechtigt, auf diese Urkunde lesend zuzugreifen. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die elektronische Selbstberechnung 
und Anmeldung durch Verordnung näher zu regeln, soweit sich die Regelungen 
auf die gerichtlichen Eintragungsgebühren beziehen. Aus der Anmeldung muss 
sich ergeben, für welchen Steuerschuldner in welchem Ausmaß die Steuer selbst 
berechnet und entrichtet wurden. Im Zweifel ist bei den betreffenden 
Steuerschuldnern eine verhältnismäßige Entrichtung anzunehmen. Die 
Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. 

§ 13. (1) Parteienvertreter haben für Erwerbsvorgänge, für die sie eine 
Selbstberechnung vornehmen, spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den 
Kalendermonat (Anmeldungszeitraum), in dem die Selbstberechnung erfolgt, 
zweitfolgenden Kalendermonats eine Anmeldung über die selbst berechneten 
Erwerbsvorgänge beim Finanzamt vorzulegen. Die Selbstberechnung und 
Anmeldung hat elektronisch zu erfolgen. Ist über einen der in der elektronischen 
Anmeldung enthaltenen Erwerbsvorgänge eine Urkunde errichtet worden, die in 
ein durch Bundesgesetz vorgesehenes Urkundenarchiv aufgenommen wurde, so 
ist der Abgabenbehörde der Zugriffscode zu dieser Urkunde bekannt zu geben. 
Die Abgabenbehörden sind berechtigt, auf diese Urkunde lesend zuzugreifen. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die elektronische Selbstberechnung 
und Anmeldung durch Verordnung näher zu regeln, soweit sich die Regelungen 
auf die gerichtlichen Eintragungsgebühren und die elektronische Übermittlung 
der Daten an die Justiz beziehen, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Justiz. Aus der Anmeldung muss sich ergeben, für welchen Steuerschuldner in 
welchem Ausmaß die Steuer und – nach Maßgabe der Bestimmungen im GGG – 
die Eintragungsgebühren nach dem GGG selbst berechnet und entrichtet wurden. 
Die Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
 

Mitteilungspflicht 
 

§ 16. Stellt sich die Unrichtigkeit der Bemessungsgrundlage für die 
Selbstberechnung bei der Grunderwerbsteuer heraus, hat das Finanzamt ohne 
unnötigen Aufschub dem Grundbuchsgericht in elektronischer Form die richtige 
Bemessungsgrundlage mitzuteilen. Die nähere Regelung betreffend die Form, den 
Inhalt und den elektronischen Übermittlungsweg der Selbstberechnungserklärung 
wird einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Justiz vorbehalten. 

Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften 

§ 18. (1) … § 18. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) bis (2l) … (2) bis (2l) … 
 

(2m). § 3 Abs. 1 Z 2, 7, 8 und 9, § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1, 3 und 4, §§ 6 
und 7 und § 8 Abs. 4 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2014 sind auf alle Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Mai 
2014 verwirklicht werden oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund 
für die Steuer nach dem 31. Mai 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang vor 
dem 1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Juni 2014 
verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 
selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7, jeweils in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2014, erfolgen soll. 

 
(2n) § 4 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 

ist auf alle Erwerbsvorgänge betreffend land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2014 verwirklicht werden 
oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund für die Steuer nach dem 
31. Dezember 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang nach dem 31. Mai 2014 
und vor dem 1. Jänner 2015 verwirklicht oder ist der Erblasser nach dem 31. Mai 
2014 und vor dem 1. Jänner 2015 verstorben, kann der Steuerschuldner 
gegenüber dem die Steuer selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber 
dem Finanzamt schriftlich erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 Z 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 erfolgen soll. Wurde der 
Erwerbsvorgang vor dem 1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 
1. Juni 2014 verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 
selbst-berechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7 jeweils in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2014 erfolgen soll. 

 
(2o) Die §§ 12, 13 und 16 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2014 sind auf alle Erwerbsvorgänge anzuwenden, für die die 
Selbstberechnung gemäß § 11 nach dem 31. Dezember 2014 vorgenommen wird. 
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